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Verfahrensgang

ArbG Nürnberg, Urt. vom 29.10.2020 – 9 Ca 797/20



LAG Nürnberg, Urt. vom 23.04.2021 – 8 Sa 450/20, IPRspr 2021-256



BAG, Urt. vom 30.11.2022 – 5 AZR 336/21, IPRspr 2022-124

Rechtsgebiete

Zuständigkeit → Gerichtsstandsvereinbarung, rügelose Einlassung



Arbeitsrecht → Individualarbeitsrecht



Zuständigkeit → Versicherungs-, Verbraucher-, Arbeitsgerichtsstand

Leitsatz

Die rügelose Einlassung im Sinne des Art. 26 Abs. 1 Satz 1 Brüssel Ia-​VO﻿ kann als stillschweigende

Anerkennung des angerufenen Gerichts und somit als Vereinbarung von dessen Zuständigkeit betrachtet

werden.

Die Anwendung deutschen Rechts auf ein Arbeitsverhältnis folgt aus Art. 8 Abs. 1 Satz 2﻿ iVm. Abs. 2

Rom I-​VO, wenn das Arbeitsverhältnis nicht vor dem 17.12.2009 begründet wurde und der Arbeitnehmer

gewöhnlich seine Arbeit in bzw. von Deutschland aus verrichtet hat. [LS der Redaktion]

Rechtsnormen

EuGVVO 1215/2012 Art. 20 ff.; EuGVVO 1215/2012 Art. 21; EuGVVO 1215/2012 Art. 23;

EuGVVO 1215/2012 Art. 26



GewO § 106



Rom I-VO 593/2008 Art. 8




Sachverhalt

Die Parteien streiten über die Wirksamkeit einer Versetzung ins Ausland, die die Beklagte im Wege

ihres Weisungsrechts und einer vorsorglichen Änderungskündigung vorgenommen hat. Der Kläger war seit

Januar 2018 bei der Ryanair DAC, die ihren Sitz in Irland hat, als Pilot in der Position eines „Captain

Boeing 737-​800“ beschäftigt und am Flughafen Nürnberg stationiert. Sein Arbeitsverhältnis ging 2020 im

Wege des Betriebsübergangs auf die Beklagte, eine Fluggesellschaft mit Sitz in Malta, über. In dem

Arbeitsvertrag wurde die Geltung irischen Rechts und die ausschließliche Zuständigkeit irischer Gerichte

vereinbart. Zum „Standort“ heißt es dort unter Nr. 6.1 in der vom Kläger vorgelegten deutschen

Übersetzung: „Die Flugzeuge von Ryanair sind in der Republik Irland registriert, und da Sie Ihre Aufgaben

mit diesen irischen Flugzeugen wahrnehmen werden, hat Ihr Arbeitsplatz seinen Sitz im Gebiet der

Republik Irland…“ In einem von Ryanair, der beklagten Malta Air und der Vereinigung Cockpit e.V. (VC),

deren Mitglied der Kläger ist, abgeschlossenen Vergütungstarifvertrags (VTV Nr. 1), der mit Wirkung

im Dezember 2018 in Kraft getreten und bis Ende März 2023 befristet ist, ist auch bestimmt, dass ab

Februar 2019 auf alle bei Ryanair direkt angestellten Piloten, die an deutschen Basen stationiert sind,

deutsches Recht Anwendung finden soll mit Ausnahme des deutschen Steuerrechts und des Rechts der

betrieblichen Altersversorgung. Ende November 2019 beschloss Ryanair, den Stationierungsort Nürnberg,

März 2020 aufzugeben. Dies eröffnete sie den dortigen Piloten auf einer Versammlung Anfang

Dezember 2019. Mit Memorandum erinnerte Ryanair die Piloten daran, entsprechend den Regelungen im

Sozialplan-​TV ihre Base-​Präferenzen mitzuteilen. Der Kläger äußerte sich hierzu nicht. Nach dem Übergang

des Arbeitsverhältnisses des Klägers auf die Beklagte hielt diese an der Entscheidung, den

Stationierungsort Nürnberg aufzugeben, fest und versetzte den Kläger 2020 mit Wirkung zum 1. Mai 2020

an die Homebase am Flughafen Bologna. Hilfsweise sprach sie eine entsprechende Änderungskündigung

aus, die der Kläger unter dem Vorbehalt ihrer sozialen Rechtfertigung angenommen hat.

Mit Klage hat der Kläger im Wesentlichen geltend gemacht, das Weisungsrecht des Arbeitgebers

umfasse nicht eine Versetzung ins Ausland. Der Kläger hat zuletzt sinngemäß beantragt festzustellen,

dass seine Versetzung nach Bologna unwirksam ist. Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das

Landesarbeitsgericht hat die Berufung des Klägers zurückgewiesen. Mit der Revision verfolgt der Kläger

sein Klagebegehren weiter.
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Aus den Entscheidungsgründen:

[11] Die Revision des Klägers ist unbegründet. Das Landesarbeitsgericht hat die Berufung des Klägers

gegen das die Klage abweisende Urteil des Arbeitsgerichts zu Recht zurückgewiesen. Die Versetzung des

Klägers an den Stationierungsort Bologna ist vom Weisungsrecht der Beklagten gedeckt und

rechtswirksam. Infolgedessen ist der gegen die vorsorgliche Änderungskündigung gerichtete Hilfsantrag

nicht zur Entscheidung angefallen.

[12] I. Der gegen die im Wege des Weisungsrechts verfügte Versetzung des Klägers an den

Stationierungsort Bologna gerichtete Hauptantrag ist zulässig, insbesondere sind die deutschen Gerichte

trotz der arbeitsvertraglich vereinbarten ausschließlichen Zuständigkeit irischer Gerichte international

zuständig.

[13] 1. Die internationale Zuständigkeit der deutschen Gerichte steht zwar zwischen den Parteien

außer Streit, ist aber gleichwohl eine in der Revisionsinstanz von Amts wegen zu prüfende

Sachurteilsvoraussetzung (st. Rspr., zuletzt BAG 31. März 2022 - 8 AZR 207/21 (IPRspr 2022-174) - Rn. 15

mwN). Sie ergibt sich wegen des Auslandsbezugs des Arbeitsverhältnisses (zu dieser Voraussetzung EuGH

3. Juni 2021 - C-​280/20 - [Generalno konsulstvo na Republika Bulgaria] Rn. 30 ff. mwN) aus Art. 21 Abs. 1

Buchst. b i)﻿ Verordnung (EU) Nr. 1215/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom

12. Dezember 2012 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von

Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (Brüssel Ia-​VO), weil der Kläger seine Arbeit vor der

streitgegenständlichen Versetzung gewöhnlich vom Flughafen Nürnberg aus verrichtet hat (zum Begriff

des gewöhnlichen Arbeitsorts vgl. - fliegendes Personal der Ryanair auf dem Flughafen Bergamo

betreffend - EuGH 19. Mai 2022 - C-​33/21 - [INAIL und INPS] Rn. 56 mwN). Die arbeitsvertragliche

Gerichtsstandsvereinbarung, nach der ausschließlich die irischen Gerichte zuständig sein sollen, genügt

nicht den Anforderungen des Art. 23 Brüssel Ia-​VO﻿. Sie wurde nicht gemäß Art. 23 Nr. 1 Brüssel Ia-​VO nach

der Entstehung der Streitigkeit getroffen und erfüllt auch nicht die Voraussetzungen des Art. 23 Nr. 2

Brüssel Ia-​VO. Dieser erfasst nur solche Gerichtsstandsvereinbarungen, die im Vergleich zu Art. 20 ff.

Brüssel Ia-​VO﻿ zusätzliche Gerichtsstände schaffen. Daran fehlt es bei der Vereinbarung eines

ausschließlichen Gerichtsstands (EuGH 19. Juli 2012 - C-​154/11 - [Mahamdia] Rn. 63, zum

wortlautgleichen Art. 21 Brüssel I-​VO; 14. September 2017 - C-​168/16, C-​169/16 - [Nogueira ua.] Rn. 52 ff.,

eine Gerichtsstandsvereinbarung der Ryanair DAC betreffend; ebenso zB EuArbRK/Krebber 4. Aufl.

VO (EU) 1215/2012 Art. 25 Rn. 8; GMP/Schlewing/ Dickerhof-​Borello 10. Aufl. § 1 Rn. 26, jeweils mwN;

dahingestellt gelassen in BAG 31. März 2022 - 8 AZR 207/21 (IPRspr 2022-174) - Rn. 36).

[14] 2. Unabhängig davon hat sich die Beklagte auf die Klage rügelos eingelassen, so dass die

internationale Zuständigkeit der deutschen Gerichte auch nach Art. 26 Abs. 1 Satz 1 Brüssel Ia-​VO

eingetreten ist. Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union kann die Einlassung

der Beklagten als stillschweigende Anerkennung des angerufenen Gerichts und somit als Vereinbarung

von dessen Zuständigkeit betrachtet werden (vgl. - in einem Rechtsstreit zwischen einem Fluggast und

der Ryanair DAC ergangen - EuGH 11. April 2019 - C-​464/18 - Rn. 38 mwN). Einer Belehrung der Beklagten

über die Folgen rügeloser Einlassung bedurfte es nicht, Art. 26 Abs. 2 Brüssel Ia-​VO.

[15] II. Die Klage ist im Hauptantrag unbegründet. Die Beklagte konnte den Kläger aufgrund ihres

arbeitsvertraglichen Weisungsrechts an einen Stationierungsort im Ausland versetzen. § 106 GewO﻿

begrenzt das Weisungsrecht des Arbeitgebers nicht auf das Territorium der Bundesrepublik Deutschland.

Die Ausübung des Weisungsrechts im Streitfall hält auch der gesetzlich vorgesehenen Billigkeitskontrolle

stand.

[16] 1. Die Wirksamkeit der streitgegenständlichen Versetzung beurteilt sich - wovon die Parteien

übereinstimmend im Ergebnis zu Recht ausgehen - nach deutschem Recht.

[17] Dabei braucht der Senat nicht zu entscheiden, ob und unter welchen Voraussetzungen ein

Tarifvertrag das für die Arbeitsverhältnisse der Tarifunterworfenen anwendbare Recht wählen kann (vgl.

zum Streitstand etwa EuArbRK/Krebber 4. Aufl. VO (EG) 593/2008 Art. 8 Rn. 9; Staudinger/Magnus [2021]

Art. 8 Rom I-​VO Rn. 63 f.; ErfK/Schlachter 23. Aufl. VO (EG) 593/2008 Art. 9 Rn. 7; Löwisch/Rieble TVG

4. Aufl. § 1 Rn. 324; Wiedemann/Thüsing TVG 8. Aufl. § 1 Rn. 95, jeweils mwN). Die Anwendung deutschen
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Rechts auf das Arbeitsverhältnis der Parteien folgt schon aus Art. 8 Abs. 1 Satz 2 iVm. Abs. 2 Verordnung

(EG) Nr. 593/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 2008 über das auf

vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht (Rom I-​VO). Denn das Arbeitsverhältnis wurde nicht

vor dem 17. Dezember 2009 begründet (zum zeitlichen Anwendungsbereich der Rom I-​VO sh. EuGH

18. Oktober 2016 - C-​135/15 - [Nikiforidis] Rn. 34 ff.) und der Kläger hat bis zur streitgegenständlichen

Versetzung gewöhnlich seine Arbeit in bzw. von Deutschland aus verrichtet (zu diesem Kriterium EuGH

15. März 2011 - C-​29/10 - [Koelzsch] Rn. 31 ff.; BAG 19. März 2014 - 5 AZR 252/12 (B) (IPRspr 2014-74) -

Rn. 25, BAGE 147, 342; 26. April 2022 - 9 AZR 228/21 (IPRspr 2022-48) - Rn. 38; zur Berücksichtigung der

Heimatbasis bei der Ermittlung des gewöhnlichen Arbeitsorts von Flugpersonal sh. auch EuGH

14. September 2017 - C-​168/16, C-​169/16 - [Nogueira ua.] Rn. 67 ff.; BAG 7. Mai 2020 - 2 AZR 692/19

(IPRspr 2020-142) - Rn. 26 ff.). Damit unterläge das Arbeitsverhältnis ohne Rechtswahl deutschem Recht,

dessen Schutz - insbesondere dem des deutschen Arbeitsrechts - dem Kläger durch die Rechtswahl nicht

entzogen werden darf. Das Landesarbeitsgericht hat die Voraussetzungen des Art. 8 Rom I-​VO geprüft und

die Anwendbarkeit deutschen Rechts nach dieser Norm bejaht. Hiergegen sind in der Revision keine

Verfahrensrügen erhoben worden und revisible Rechtsfehler nicht ersichtlich.
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